
Vorlagefrage 

Handelt es sich, wenn ein Mitgliedstaat die Ingebrauchnahme 
eines Kraftfahrzeugs auf dem Straßennetz in seinem Hoheits­
gebiet, in einem Fall, in dem dieses Fahrzeug in einem anderen 
Mitgliedstaat zugelassen ist, bei einem Einwohner dieses anderen 
Mitgliedstaats ausgeliehen worden ist und von einem Einwohner 
des erstgenannten Mitgliedstaats für Fahrten im Hoheitsgebiet 
dieses Mitgliedstaats benutzt wird, einer Steuer unterwirft, unter 
Berücksichtigung von Art. 18 EG (jetzt Art. 21 AEUV) um eine 
Situation, die dem Gemeinschaftsrecht unterliegt? 

Vorabentscheidungsersuchen des Hoge Raad der 
Nederlanden (Niederlande), eingereicht am 8. Dezember 

2010 — Staatssecretaris van Financiën/P. Mook 

(Rechtssache C-579/10) 

(2011/C 72/12) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Staatssecretaris van Financiën 

Beklagter: P. Mook 

Vorlagefrage 

Handelt es sich, wenn ein Mitgliedstaat die Ingebrauchnahme 
eines Kraftfahrzeugs auf dem Straßennetz in seinem Hoheits­
gebiet in einem Fall, in dem dieses Fahrzeug in einem anderen 
Mitgliedstaat zugelassen ist, bei einem Einwohner dieses anderen 
Mitgliedstaats ausgeliehen worden ist und von einem Einwohner 
des erstgenannten Mitgliedstaats für Privatfahrten zwischen die­
sen beiden Mitgliedstaaten benutzt wird, einer Steuer unterwirft, 
unter Berücksichtigung von Art. 18 EG (jetzt Art. 21 AEUV) um 
eine Situation, die dem Gemeinschaftsrecht unterliegt? 

Vorabentscheidungsersuchen des Hoge Raad der 
Nederlanden (Niederlande), eingereicht am 9. Dezember 

2010 — Staatssecretaris van Financiën/G. Frank 

(Rechtssache C-580/10) 

(2011/C 72/13) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Staatssecretaris van Financiën 

Beklagte: G. Frank 

Vorlagefrage 

Handelt es sich, wenn ein Mitgliedstaat die Ingebrauchnahme 
eines Kraftfahrzeugs auf dem Straßennetz in seinem Hoheits­
gebiet in einem Fall, in dem dieses Fahrzeug in einem anderen 
Mitgliedstaat zugelassen ist, bei einem Einwohner dieses anderen 
Mitgliedstaats ausgeliehen worden ist und für Privatfahrten im 
Hoheitsgebiet des erstgenannten Mitgliedstaats von einer Person 
benutzt wird, die dort wohnt, aber die Staatsangehörigkeit des 
anderen Mitgliedstaats besitzt, einer Steuer unterwirft, unter Be­
rücksichtigung von Art. 18 EG (jetzt Art. 21 AEUV) um eine 
Situation, die dem Gemeinschaftsrecht unterliegt? 

Vorabentscheidungsersuchen des Amtsgerichts Köln 
(Deutschland) eingereicht am 13. Dezember 2010 — 
Emeka Nelson, Bill Chinazo Nelson, Brian Cheimezie 

Nelson gegen Deutsche Lufthansa AG 

(Rechtssache C-581/10) 

(2011/C 72/14) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Amtsgericht Köln 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Emeka Nelson, Bill Chinazo Nelson, Brian Cheimezie 
Nelson 

Beklagte: Deutsche Lufthansa AG 

Vorlagefragen 

1. Handelt es sich bei dem in Artikel 7 der Verordnung ( 1 ) 
geregelten Ausgleichsanspruch um einen nicht kompensato­
rischen Schadensersatzanspruch im Sinne von Artikel 29 
Satz 2 des Montrealer Übereinkommens zur Vereinheitli­
chung bestimmter Vorschriften über die Beförderung im 
internationalen Luftverkehr vom 28.05.1999 (MÜ)? 

2. In welchem Verhältnis steht der nach Maßgabe der Entschei­
dung des EuGH vom 19.11.2009 (C-402/07) auf Artikel 7 
gestützte Ausgleichsanspruch, wenn der Fluggast sein End­
ziel nicht früher als drei Stunden nach der geplanten An­
kunftszeit erreicht, zu dem in Artikel 19 MÜ geregelten 
Schadensersatzanspruch für Verspätung unter Berücksichti­
gung des Ausschlusses nach Artikel 29 Satz 2 MÜ?
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